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PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN

T e i l  B:     T E X T L I C H E    F E S T S E T Z U N G E N

Vorhabenbezogener Bebauungsplan

"Erweiterung Autohaus" Gemeinde Sulza / OT Rutha

T e i l  A:     P L A N Z E I C H N U N G

FESTSETZUNGEN

ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

                        Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

z. B. Gebäudehöhe als Höchstmaß

GH 12,50 m in Meter über Bezugspunkt (NHN)(§ 16 BauNVO)

     

ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE

GRUNDSTÜCKSFLÄCHE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

                        überbaubare Fläche

                        nicht überbaubare Fläche (§ 23 BauNVO)

                        Baugrenze (§ 23 BauNVO)

VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

                        Einfahrtbereich

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MAßNAHMEN UND

FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND

ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

(§ 9 Abs. 1, Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen

und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen sowie Gewässern

(§ 9 Abs. 1, Nr. 25  Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB)

z. B. Schutzmaßnahme S1

S1

HINWEISE ZUR PLANUNTERLAGE

Flurgrenze , hier gleich Gemarkungsgrenze

Flurstücksgrenze

                     Flurstücksnummern

                     Höhenpunkte in Meter über Normalhöhennull

(m ü. NHN)

Gebäude

Böschung

SONSTIGE PLANZEICHEN

                    Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 

(§ 9 Abs. 7 BauGB )

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und Garagen

einschließlich Zufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 22 BauGB)

Zweckbestimmung: Stellplätze

Bezugshöhe in Meter über Normalhöhennull (NHN)

für Gebäudehöhenfestsetzung

Abgrenzung des Maßes der Baulichen Nutzung (§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Begünstigter: Versorgungsunternehmen Gas

HINWEISE ZUR PLANUNG

Maßzahlen in Meter

z. B. Bezeichnung des Baufeldes

LEGENDE

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen, sowie der Gebäudebestand

innerhalb des Geltungsbereiches des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit dem Liegenschaftskataster

nach dem Stand vom ....................... übereinstimmen.

Datum ...................................

Pößneck, den .................       i.A. ...................

                                             Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und 

      Geoinformation - Katasterbereich Pößneck

4

St

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Gebietsbezeichnung

Das Gebiet wird gemäß § 8 BauNVO als Gewerbegebiet  für die Erweiterung eines  Autohauses festgesetzt.

Folgende Nutzungen sind zulässig:

- Ausstellungs- und Verkaufsräume für das Autohaus

- Werkstatt

- Lager und Hochregallager

- Büro- und Sozialräume

- Nebennutzungen

- Ladepark / Elektro-Tankstelle

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i. V. m. § 9 Abs. 2 BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetzten

Nutzungen nur solche Nutzungen zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im

Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

2. MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 3 und § 18 BauNVO)

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die festgesetzte Grundfläche (GR) und die Höhe der baulichen

Anlagen (Gebäudehöhe) festgesetzt.

2.2 Die zulässige Grundfläche wird mit 3.800 m² festgesetzt.

Eine Überschreitung der Grundfläche auf bis zu 4.000 m² durch Stellplätze und Zufahrten ist zulässig.

2.3 Maximal zulässige Gebäudehöhe

Die Höhe der baulichen Anlagen wird mit der maximalen Gebäudehöhe festgesetzt. Diese wird als

Höhendifferenz in Meter gemessen. Als oberer Bezugspunkt gilt der höchste Punkt der Dachhaut bzw. bei

Flachdächern der oberste Abschluss der Außenwand (Attika).

Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Gebäudehöhe ist die ausgewiesene Bezugshöhe von 176,0 m ü.

Normalhöhennull (NHN).

Folgende maximale Gebäudehöhen werden festgesetzt:

Baufeld 1: 12,5 m

Baufeld 2: 6,0 m

Eine Überschreitung der Gebäudehöhe durch Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung ist flächenmäßig

bis zu 10% zulässig. Eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe ist unter Beachtung des oberen

Bezugspunktes bis maximal 1,50 m zulässig.

3. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 2 und § 23 Abs. 1 BauNVO)

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt.

Eine Überschreitung der Baugrenzen durch untergeordnete Bauteile ist zulässig.

Wege der inneren Erschließung sind auch in der nicht überbaubaren Fläche zulässig.

4. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, GARAGEN UND SONSTIGE NEBENANLAGEN

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12, § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

4.1 Stellplätze und Garagen für PKW gemäß § 12 BauNVO sind ausschließlich in den ausgewiesenen

Bereichen zulässig (§ 12 Abs. 6 BauNVO). In dieser Fläche ist ebenfalls der Ladepark / die Elekrtro-Tankstelle

zulässig. Es ist dabei eine teilversiegelte Fläche mit Fugenpflaster oder Rasengittersteinen in einem

Flächenausmaß von min. 500 m² herzustellen.

4.2 Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO, die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas,

Wärme und Wasser sowie der Ableitung des Abwassers dienen, sind ausnahmsweise ohne entsprechende

Flächenfestsetzung sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.

5. PLANUNGEN,  NUTZUNGSREGELUNGEN  MASSNAHMEN  UND  FLÄCHEN  FÜR  MASSNAHMEN

ZUM  SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

(GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN) (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20, 25a BauGB)

5.1 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25

Buchstabe a) BauGB)

Gestaltungsmaßnahmen G1: Begrünung der nicht überbaubaren Fläche

Sämtliche Grünflächen, die nicht bereits durch spezielle Pflanzvorgaben und Pflanzbindungen belegt sind, sind

mindestens mit einer Rasenansaat zu begrünen. Es sind auf mindestens 20% dieser Grünflächen

Laubgehölze anzupflanzen. Die Pflanzungen sind als Solitärsträucher, Bodendeckergehölze, Wandbegrünung,

Gebüschfläche oder als Hecke umzusetzen. Die Verwendung von Ziergehölzen ist zulässig.

Gestaltungsmaßnahme G2: Anpflanzung hochstämmiger Bäume auf der Stellplatzanlage

Im Bereich der geplanten Stellplätze sind innerhalb der nicht überbaubaren Fläche mindestens

5 schmalkronige, hochstämmige Laubbäume mit einem Stammumfang von mindestens 14/16 cm in einem

Pflanzabstand von mindestens 10 x 10 m zu pflanzen. die Größe der Baumscheiben wird auf mindesten 6 m²

festgesetzt. Es sind Gehölzarten der Pflanzliste zu pflanzen.

Pflanzliste Schmalkronige Bäume:

- Schmalkroniger Feldahorn (Acer campestre 'Elsrijk')

- Säulenförmiger Spitzahorn (Acer platanoides 'Columnare')

- Pyramiden-Hainbuche (Carpinus betulus 'Fastigiata')

- Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia 'Brouwers')

- Säulen - Fächerbaum (Ginkgo biloba 'Fastigiata Blagon')

- Säulen - Fächerblattbaum (Ginkgo biloba 'Princeton Sentry')

Gestaltungsmaßnahme G3: Dachbegrünung:

Die Dachflächen sind als extensiv begrünte Dächer mit einer Fläche von insgesamt mindestens 180 m²

auszubilden. Die Dachbegründung ist mit einem Substrataufbau von mindestens 8 cm Vegetationsschicht

herzustellen. Darauf ist eine Sedum-Sprossenbegrünung aufzubringen. Die begrünte Fläche ist extensiv zu

pflegen und dauerhaft gehölzfrei zu halten.

5.2 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) BauGB)

Schutzmaßnahme S1: Erhalt und Pflege der Gehölzbestände und Ruderalfluren an den Böschungen im

Westen und Süden des Plangebietes (2.190 m²)

Die vorhandenen Gehölzbestände an den Böschungen sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind

gemäß der gültigen Baumschutzsatzung der Gemeinde Sulza zu ersetzen. Eine extensive, fachgerechte

Instandhaltung und Unterhaltung der Böschung ist zulässig.

5.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20

BauGB)

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme CEF1 - Installation von 5 Nisthilfen für höhlenbrütende Vogelarten

Zur Schaffung von Ersatzquartieren für baumhöhlenbewohnende Vögel sind insgesamt 5 geeignete Nisthilfen

für Höhlenbrüter innerhalb der verbleibenden Gehölze auf Flurstück 66/2 in der Flur 2 der Gemarkung Rutha

anzubringen. Die Beschaffung, Aufstellung und die konkrete Standortauswahl erfolgen in Abstimmung mit

entsprechenden Fachexperten vor der Beseitigung der Gehölze im Plangebiet. Im Rahmen einer

Effizienzkontrolle ist die Maßnahme in der Vegetationsperiode nach der Installation der Kästen zweimalig zu

überprüfen.

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme CEF2 Installation von 5 Fledermauskästen im verbleibenden

Gehölzbestand

Zur Schaffung von Ersatzquartieren für Fledermäuse sind insgesamt 5 Fledermauskästen aus Holzbeton

innerhalb der verbleibenden Gehölze auf Flurstück 66/2 in der Flur 2 der Gemarkung Rutha anzubringen. Die

Anbringung muss an nicht beleuchteten Bereichen erfolgen. Die Beschaffung, Aufstellung und die konkrete

Standortauswahl erfolgen in Abstimmung mit entsprechenden Fachexperten vor der Beseitigung der Gehölze

im Plangebiet. Im Rahmen einer Effizienzkontrolle ist die Maßnahme in der Vegetationsperiode nach der

Installation der Kästen zweimalig zu überprüfen.

HINWEISE

1. ARCHÄOLOGISCHE DENKMALPFLEGE

Entsprechend dem "Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale im Land Thüringen" (Thüringer

Denkmalschutzgesetz) unterliegen nach § 16 ThürDSchG Bodenfunde der unverzüglichen Meldepflicht an das

Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie - Archäologische Denkmalpflege -, durch den

Entdecker, Eigentümer usw.

Funde sind mind. eine Woche nach Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und zu schützen.

2. MUNITIONSFUNDE

Beim Auffinden von Munitionskörpern im Rahmen der Erschließung und Bebauung des Plangebietes ist

umgehend die örtliche Ordnungsbehörde, zuständige Polizei oder der Kampfmittelräumdienst zu

benachrichtigen.

3. GRÜNORDNUNG

Baumbestand:

Die zu erhaltenden Bäume und Gehölzbestände (sihe Schutzmaßnahme S1) sind zu Beginn der

Erschließungen / Baumaßnahmen fachgerecht zu schützen. Bei der Baudurchführung, insbesondere bei

Bodenaus- und abtrag in der Nähe von Gehölzen sind diese vor schädigenden Einflüssen unter Anwendung

der einschlägigen Gesetze und Richtlinien zu bewahren.

4. EXTERNE KOMPENSATIONSMAßNAHMEN

Ersatzmaßnahme E1: Waldumbau südlich Tautendorf (9.000 m²)

Auf dem Flurstück 155 in der Flur 2 der Gemarkung Tautendorf sind auf ca. 9.000 m² Fläche Maßnahmen zur

Entwicklung naturnaher Laubwaldbestände durchzuführen. Der aktuelle Fichtenbestand ist aufzulichten, ein

lichter Oberschirm an vorhandenen Bäumen ist zu belassen. Anschließend sind in einer Pflanzdichte

von 8.000 Pflanzen je Hektar Baumarten aus geeigneten Herkunftsgebieten gemäß Pflanzliste in der

Pflanzqualität „verpflanzte Sämlinge,  1+1 oder 1+ 2, Höhe 50-80 cm“ anzupflanzen (Pflanzabstand

ca. 1 x 1,25 m).

Lage der externen Maßnahme E1. Auszug: Geoproxy 2022.

Pflanzliste Mischwald:

- Stiel-Eiche, Quercus robur

- Winterlinde, Tilia cordata

- Hainbuche, Carpinus betulus

- Rot-Buche, Fagus sylvatica

- Bergahorn, Acer pseudoplatanus

- Esche, Fraxinus excelsior

- Vogelkirsche, Prunus avium

- Feldulme, Ulmus minor

- Elsbeere, Sorbus torminalis

- Wildbirne, Pyrus pyraster

- Wildapfel, Malus sylvestris

Gemäß FOVG ist für die Arten Stiel-Eiche, Winterlinde, Hainbuche, Rotbuche, Bergahorn, Feldulme, Esche

und Vogelkirsche geeignetes Pflanzmaterial aus dem forstrechtlichem Herkunftsgebiet „Mittel- und

Ostdeutsches Tief- und Hügelland“ zu verwenden. Für die Baumarten Feld-Ulme, Elsbeere und

Wildobstarten (Wildbirne, Wildapfel), die nicht dem FoVG unterliegen, ist gemäß §40 BNatSchG

gebietsheimisches Pflanzmaterial aus dem Vorkommensgebiet 2 „Mittel- und Ostdeutsches Tief- und

Hügelland“ zu verwenden.

5. VERMEIDUNGSMAßNAHMEN AUS DEM ARTENSCHUTZ

Vermeidungsmaßnahme V

SAP

1 - Bauzeitenregelung Gehölze

Das Fällen und Roden von Gehölzen ist nur außerhalb der Brutzeiten in Gehölzen brütender Vogelarten

zwischen 01. Oktober und 28. Februar zulässig (Beseitigung von Gehölzen von März bis September ist

unzulässig). Dies gilt auch bei Fällungen oder Schnittmaßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherung.

Vermeidungsmaßnahme V

SAP

2 - Gehölzkontrolle auf Höhlenbäume / Fledermäuse

Vor der Rodung von Gehölzen erfolgt eine Kontrolle dieser auf vorhandene Fledermaus-Quartiere durch

entsprechend geeignetes Fachpersonal. Ausgenommen vom Kontrollzeitraum ist jedoch der Zeitraum vom

01.05. bis 31.08. (Wochenstubenzeit der Fledermäuse). Werden Fledermausindividuen angetroffen, erfolgt

eine Quartierentnahme erst dann, wenn die Quartiere nicht mehr genutzt (bewohnt) sind. Im Bedarfsfall wird

zur Vermeidung einer weiteren oder nachfolgenden Besiedlung geeigneter Höhlenquartiere durch geeignetes

Fachpersonal ein Verschluss der Baumhöhlen vorgenommen. Durch fachgerechte Absuche ist dabei vor dem

Verschließen sicherzustellen, dass sich keine Tiere in den Quartieren befinden. Verbleiben dabei

Unsicherheiten, werden die Höhlen mit einer Vorrichtung verschlossen, die den Ausflug der Tiere ermöglicht,

aber den Einflug verhindert (über der Baumhöhle befestigtes, flexibles Kunststoffrohr, dessen Öffnung nach

unten gerichtet ist). Alternativ kann eine fachgerechte Sicherung betroffener Stammsegmente erfolgen. In

diesem Fall sind die betroffenen Baumsegmente behutsam zu entnehmen und in angrenzenden Bereichen

standsicher so abzustellen, dass keine der Quartieröffnungen verdeckt werden. Hierdurch wird gewährleistet,

dass eventuell im Quartier befindliche Fledermäuse die Höhle in der folgenden Nacht ungehindert verlassen

können.

Vermeidungsmaßnahme VSAP3 - Installation eines bauzeitlichen Reptilienschutzzaunes

Vor Baubeginn sind am südlichen und östlichen Rand des Plangebietes geeignete Schutzzäune (glatter

Reptilien-/Amphibienschutzzaun, Höhe mind. 70cm) zu installieren, sodass keine Individuen von dort in die

anschließend vorgesehene Baustelle gelangen können.

Vermeidungsmaßnahme VSAP4 - TABU-Zone Gehölze /Bahnböschung, Vegetationsschutzzaun

Zur Vermeidung von bauzeitlichen Beeinträchtigungen der zu erhaltenden Gehölzbestände und ruderalen

Böschungen sind diese als bauzeitliche TABU-Zone auszuweisen. Eine Beseitigung von Gehölzstrukturen

sowie eine bauzeitliche Inanspruchnahme dieser Flächen sind nicht zulässig. Vor Baubeginn ist der

Baubetrieb in die Grenzen der TABU-Zone einzuweisen (Böschungsoberkante gemäß Bestand). Zur

Abgrenzung der TABU-Zone ist am Baubeginn ein Vegetationsschutzzaun zu errichten und während der

gesamten Bauzeit vorzuhalten.

Vermeidungsmaßnahme VSAP5- Ökologische Baubegleitung

Im Zuge einer ökologischen Baubegleitung ist vor und während der Baumaßnahmen im Plangebiet sicher zu

stellen, dass sämtliche Maßnahmen zur Vermeidung von Eingriffen sowie artenschutzrechtsrelevanten

Verbotstatbeständen eingehalten werden. Die jeweils Maßnahmenspezifischen Inhalte sind vor Baubeginn mit

allen fachlichen Beteiligten abzustimmen und fortlaufend während der Bauarbeiten einzuhalten.

6. BODENSCHUTZMAßNAHMEN

Vermeidungsmaßnahme V6: Bauzeitliche Schutzmaßnahmen für den Boden

Im Zuge der Bauarbeiten sind schädliche Auswirkungen auf die belebten Bodenschichten zu minimieren. Die

gesetzlichen Vorgaben zu Bodenabtrag und Bodenauftrag, zur Bodenlagerung und zur Begrünung von

Bodenlager- bzw. Bodenauftragsflächen sind einzuhalten. Es sind darüber hinaus frühzeitig geeignete

Maßnahmen zur Vermeidung von Bodenerosion und bauzeitlichen Stoffeinträgen durchzuführen.

7. ERDARBEITEN

Erdaufschlüsse (Bohrungen, Grundwassermessstellen, geophysikalische oder geochemische Messungen)

sowie größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz gemäß

Geologiedatengesetz (GeolDG) spätestens zwei Wochen vor Baubeginn anzuzeigen.

Weiterhin sind die Ergebnisse (Bohrdokumentation, Messdaten, Test- und Laboranalysen,

Pumpversuchsergebnisse, Lagepläne u.ä.) spätestens drei Monate nach Abschluss der Untersuchungen

unaufgefordert durch die Auftraggeber oder die beauftragten Firmen vorzugsweise elektronisch zu übergeben.
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5. Offenlegungsvermerk

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, einschl. Begründung, wurde gemäß § 3 Abs. 2

BauGB in der Zeit vom ..................... bis .................... öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung

wurden am ..................... mit den Hinweisen, das Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht

werden können und welche Art umweltrelevanter Informationen vorliegen, ortsüblich bekanntgemacht.

Zusätzlich erfolgte eine Veröffentlichung auf der Internetseite der Verwaltungsgemeinschaft Südliches

Saaletal.

6. Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange

Die von der Planung berührten Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2

BauGB mit Schreiben vom ..................... zur Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplanes

aufgefordert.

7. Behandlung von Anregungen und Bedenken

Die vorgebrachten Anregungen sowie Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher

Belange wurden vom Gemeinderat in einer öffentlichen Sitzung am  .........................  behandelt. Das

Abwägungsergebnis wurde mitgeteilt.

Sulza, den .........................

...............................

Bürgermeister                                                                        Siegel

________________________________________________________________________________________

8. Satzungsbeschluss

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen

Festsetzungen (Teil B), wurde gemäß § 10 Abs. 1 BauGB vom Gemeinderat in öffentlicher Sitzung am

.........................  als Satzung beschlossen. Die Begründung, in der Fassung vom ......................... wurde

gebilligt.

Sulza, den .........................

...............................

Bürgermeister                                                                        Siegel

_____________________________________________________________________________________

9. Genehmigungsvermerk

____________________________________________________________________________________

10.    Ausfertigung

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Vorhabenbezogenen

Bebauungsplanes mit dem Willen des Gemeinderates sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen

Verfahrens zur Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden beurkundet.

Sulza, den ..........................

...............................

Bürgermeister Siegel

____________________________________________________________________________________

1. Inkraftsetzungsvermerk

Die Genehmigung der Satzung über den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist am ......................... gemäß

§ 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden, mit dem Hinweis, dass der Vorhabenbezogene

Bebauungsplan mit Begründung während der Dienststunden im Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft

Südliches Saaletal von jedermann eingesehen werden kann. Mit dieser Bekanntmachung trat der

Vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft. In der Bekanntmachung wird auf folgendes hingewiesen:

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und

Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß § 215 Abs.1

Nr. 1-3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich

gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind.

Sulza, den .........................

...............................

Bürgermeister                                                                        Siegel

____________________________________________________________________________________

VERMERK

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan ist zugleich auch der Vorhaben- und Erschließungsplan. Der

Vorhaben- und Erschließungsplan ist in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan integriert.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan

= Vorhaben- und Erschließungsplan

HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSERLEITUNGEN

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13, 14 und Abs. 6 BauGB)

unterirdische Leitung

Zweckbestimmung:

Elektrizität

Gas

Wasser

Abwasser

R - Regenwasser

S - Schmutzwasser

Informationskabel

HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE REGELUNG DES

WASSERABFLUSSES (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für den Hochwasserschutz und

die Regelung des Wasserabflusses

Zweckbestimmung:

unterirdische Regenrückhaltung ohne

Versickerungsmöglichkeit

oberirdische Regenrückhaltung für Starkregenereignisse

Angewandte Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) m. W. v. 01.01.2023

(rückwirkend)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der

Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändert durch Artikel 3 des

Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) m. W. v. 01.01.2023 (rückwirkend)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3

des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) in der

Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember

2022

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes und zur weiteren landesrechtlichen

Regelung des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Thüringer Naturschutzgesetz -ThürNatG) vom

30. Juli 2019, geändert durch Artikel 1a des Gesetzes vom 30. Juli 2019 (GVBl. S. 323, 340)

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013

(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022

(BGBl. I S. 1792) geändert worden ist

Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom

5. Oktober 2022 (GVBl. S. 414)

Thüringer Bauordnung (ThürBO) vom 13. März 2014 (GVBl. S. 49), zuletzt geändert durch Gesetz vom

29. Juli 2022 (GVBl. S. 321)

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer Denkmalschutz- gesetz -

ThürDSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2004 (GVBI. S. 465), mehrfach geändert

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 731, 735)

Bundes-Bodenschutz-Gesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7

des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.

März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

geändert worden ist

Thüringer Nachbarrechtsgesetz (ThürNRG) vom 22. Dezember 1992 (GVBl. S. 599), mehrfach geändert

durch Gesetz vom 08. März 2016 (GVBl. S. 149)

Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Thüringer UVPG- Gesetz - ThürUVPG) vom

20. Juli 2007 (GVBl. Nr. 7, S. 85), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30.Juli 2019 (GVBl. S.

323, 341)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S.

2585), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237) geändert worden ist

Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember

2003, geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Mai 2019 (GVBl. S. 74, 121)

Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz - BWaldG)

vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037), das zuletzt durch Artikel 112 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I

S. 3436) geändert worden ist

Gesetz zur Erhaltung, zum Schutz und zur Bewirtschaftung des Waldes und zur Förderung der

Forstwirtschaft (Thüringer Waldgesetz - ThürWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

18. September 2008 (GVBl. S. 327), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2020 (GVBl. S. 665)

Thüringer Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (ThürAGKrWG) vom 23. November 2017

(GVBl. 246), mehrfach geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 731, 741)

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung

von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), das zuletzt durch

Artikel 20 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist

Thüringer Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels (Thüringer

Klimagesetz - ThürKlimaG) vom 18. Dezember 2018 (BGBl. S. 816)

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 3 des

Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) geändert worden ist

Planunterlagen

Lage- und Höhenplan:

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Roland Wuttke, Heinrich-Heine-Str. 1, 07749 Jena

Gemarkung Rutha, Flur: 2

Lagebezug: ETRS89/UTM, Höhenbezug: -

Stand Planungsunterlage: 02.07.2021
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VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss

Der Gemeinderat hat in der öffentlichen Sitzung vom 26.05.2021 gemäß § 2 Abs.1 BauGB die Aufstellung des

Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beschlossen. Der Beschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am

......................... ortsüblich bekanntgemacht.

2. Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger Öffentlicher Belange

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt

werden kann, wurden mit Schreiben vom 19.05.2022 über die Planung unterrichtet, zur Äußerung im Hinblick

auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert

sowie  gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme zum Planentwurf aufgefordert.

3. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte vom 25.07.2022 bis einschließlich

29.08.2022 in Form einer öffentlichen Auslegung mit Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung der

Planung. Die Bekanntmachung zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte am 14.07.2022.

4. Billigungs- und Offenlegungsbeschluss

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den

textlichen Festsetzungen (Teil B) wurde, einschließlich der Begründung, am ...................  vom Gemeinderat

gebilligt und seine Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Sulza, den .........................

...............................

Bürgermeister                                                                        Siegel

________________________________________________________________________________________
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